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Mythos 
Immer wieder wird behauptet, die Unternehmensbesteuerung in Deutschland sei 
sowohl nominal als auch effektiv zu hoch. Dies würde Unternehmen abschrecken 
in Deutschland zu investieren mit der Folge, dass diese neue Projekte außerhalb 
Deutschlands ansiedelten. Daher benötige Deutschland eine weitere Senkung der 
Unternehmensbesteuerung.  

Diese Argumente zielen jedoch in die falsche Richtung. Erstens ist die 
Gewinnsteuer nachrangig gegenüber anderen Standortbedingungen und der 
Konjunktur. Zweitens zeigt zuletzt die US-Steuerreform von 2017, dass 
Steuergeschenke an Unternehmen kaum zu mehr Investitionen und Beschäftigung 
führen. Drittens hat Deutschland zwar eine überdurchschnittliche nominale 
Unternehmenssteuerbelastung, bei den effektiv gezahlten Steuern liegt es in der 
OECD aber eher im Mittelfeld. Der Anteil der Unternehmen am Steueraufkommen 
liegt sogar im letzten Drittel. Viertens wurden Unternehmen in den letzten 
Jahrzehnten bereits massiv entlastet. Dies hat zum Anstieg der Ungleichheit 
beigetragen, die sich mit neuen Senkungen weiter verschärfen wird.  

„Deutschland droht nach Ansicht vieler Wirtschaftsvertreter im internationalen 
Standortwettbewerb weit zurückzufallen“  

(Handelsblatt, 21.02.2019)1

„Deutschland muss die Herausforderungen des internationalen Steuerwettbewerbs 
annehmen“  

(Johanna Hey in der FAZ, 08.02.2019)2

„Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland ist akut gefährdet, da die 
Bundesregierung nicht auf die aktuellen weltweiten Unternehmenssteuerreformen 

reagiert“  
(FDP-Fraktion im Bundestag, 14.05.2019)3

„Steuersatzsenkung führt zu Mehraufkommen. Trotz Steuersatzsenkung 2008 auf 
15 Prozent stieg danach das Aufkommen aus der Körperschaftsteuer 

deutlich an. Ein "race to the bottom" findet nicht statt.“ 
(BDI, 20.06.2018)4
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Zunächst ist festzuhalten: In der Tat kennen Unternehmenssteuern weltweit in den 

letzten Jahrzehnten nur eine Richtung: Nach unten. So hat sich der nominale Steuersatz 

für Körperschaften im Durchschnitt der OECD-Staaten seit Anfang der 1980er Jahre mehr 

als halbiert. Dieser „internationale Steuerwettbewerb“ ist jedoch weder eine Naturgewalt 

noch sinnvoll, sondern Umverteilung zugunsten der obersten Einkommensschicht. Von 

einzelnen Steueroasen abgesehen, hat dieser Wettbewerb keine messbaren positiven 

Effekte auf Investitionen, Wachstum oder Beschäftigung. Unternehmenssteuern haben 

dagegen im gesamten Steuersystem  wichtige Funktionen: Sie wirken zum einen stark 

progressiv umverteilend, da Unternehmensbesitz an der Spitze der Einkommens- und 

Vermögensverteilung konzentriert ist. Zum anderen stellen sie eine Absicherung der 

Einkommensteuer dar (Zucman 2014). Denn wenn Unternehmenssteuern immer stärker 

gesenkt werden, wird es zunehmend attraktiv Vermögenswerte und Einkünfte in 

Unternehmen zu verlagern, um höheren Einkommensteuern zu entgehen. Außerdem 

generieren sie Steueraufkommen, das dringend benötigt wird zur Finanzierung 

öffentlicher Güter, von denen auch die Unternehmen profitieren. 

Warum die Unternehmenssteuern in Deutschland nicht zu hoch sind, wird anhand 

folgender Punkte diskutiert:  

 Erstens wird theoretisch und empirisch beleuchtet, dass die Bedeutung der 

Gewinnsteuerbelastung auf Unternehmensinvestitionen nachrangig gegenüber 

anderen Standortfaktoren und der Konjunktur ist.  

 Zweitens wird festgestellt, dass die Effekte von Unternehmenssteuersenkungen 

auf Investitionen und Wachstum fraglich sind. Die jüngste US-Steuerreform hat 

dahingehende Hoffnungen nicht erfüllt, sondern vor allem die Taschen der 

Wohlhabenden gefüllt. Ähnlich regressive Verteilungswirkungen wären auch in 

Deutschland zu erwarten.  

 Drittens wird argumentiert, dass Deutschland zwar im Jahr 2019 tatsächlich eine 

überdurchschnittliche nominelle Steuerbelastung für Unternehmen aufweist, 

aber die effektiv von Unternehmen bezahlten Steuern weitaus geringer sind. 

Insbesondere mobile multinationale Unternehmen nutzen z.B. den 

Steuerwettbewerb bei der Gewerbesteuer innerhalb Deutschlands, um weniger 

als den bundesweiten nominalen Durchschnittssatz zu zahlen.  

 Viertens leisten Kapitalgesellschaften in Deutschland im OECD-Vergleich einen 

unterdurchschnittlichen Beitrag zum Gemeinwesen.  

 Zuletzt zeigt ein kurzer historischer Rückblick, dass die 

Unternehmensbesteuerung in den letzten Jahrzehnten bereits stark verringert 

wurde. 
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Welchen Einfluss hat die Gewinnsteuerbelastung auf 

Unternehmensinvestitionen? 

Den Ausgangspunkt für die Diskussion um den Steuerwettbewerb stellen meist die 

nominalen Tarife der Unternehmensbesteuerung dar. Wie wichtig sie für die 

Investitionsentscheidungen von Unternehmen sind, ist umstritten, so wie überhaupt 

umstritten ist, welche Rolle die Steuern für Standortentscheidungen spielen.  

An einem Ende des Spektrums stehen die GegnerInnen der Unternehmenssteuern. Sie 

argumentieren basierend auf theoretischen Modellen aus der neoklassischen 

Finanzwissenschaft, „dass eine offene Volkswirtschaft im nationalen Interesse die 

Quellensteuern auf Gewinneinkommen und damit die Besteuerung auf 

Unternehmensebene auf null setzen sollte“5 (Keuschnigg 2005). Damit würden 

Standortentscheidungen multinationaler Unternehmen, Unternehmensneugründungen 

und Folgeinvestitionen etablierter Unternehmen im Inland keiner „Verzerrung“ 

unterliegen, sondern optimal angezogen.  

Diese einseitige Betrachtungsweise 

vernachlässigt jedoch mehrerlei: 

Zunächst hängt die Investitions-

entscheidung stärker als von den 

Steuern von weiteren Faktoren ab, etwa 

ob im Zielland qualifizierte 

Arbeitskräfte, eine gute Infrastruktur 

und Rechtssicherheit vorhanden sind. 

Viele dieser Standortbedingungen 

hängen in der Realität auch von Steuereinnahmen ab, die zur Finanzierung der 

öffentlichen Güter verwendet werden. Außerdem hängt ein großer Teil der weiteren 

neoklassischen Literatur, die positive Effekte von Unternehmenssteuersenkungen auf die 

privaten Investitionen behauptet, an der Annahme, dass Ersparnisse immer automatisch 

zu Investitionen führen. Begründete Zweifel an dieser Theorie haben aber z.B. post-

keynesianische ÖkonomInnen, die von einer umgekehrten Kausalität ausgehen und 

stärker die Rolle von Erwartungen unter Unsicherheit betonen6. Zudem beobachten 

ÖkonomInnen eine Anhäufung von hohen Ersparnissen, niedrigen Realzinsen und 

sinkender Investitionsneigung7. Denn Unternehmen können Steuersenkungen z.B. auch 

in Finanzspekulationen, Aktienrückkäufe oder eine Rücklage stecken, statt neue 

5 Dies bezieht sich auf die effektive Grenzsteuerbelastung, also die auf einen zusätzlichen Euro Profit zu 
entrichtende Steuer. Der nominale Satz könne weiterhin positiv sein um ökonomische Renten und 
monopolistische Gewinneinkommen abzuschöpfen. Für Investitionen jedoch sollten Sofortabschreibung 
oder Abzug sämtlicher Finanzierungskosten dafür sorgen, dass die Grenzbelastung effektiv Null sei.  
Bei ökonomischen Renten handelt es sich um Einkommen, das ohne direkte Gegenleistung bezogen wird, 
z.B. aus Land- oder Aktienbesitz. Ein Beispiel ist die Realisierung eines Wertzuwachses von Immobilien, der 
sich aus der Verbesserung des Umfeldes ohne Leistung des Besitzers ergibt. 
6 Die post-keynesianische Sichtweise stellt z.B. Moore (2006) dar. Lindner (2015) fasst die Diskussion 
allgemeinverständlich zusammen und betont, dass „Investitionen = Ersparnisse“ eine buchhalterische 
Identität sei, die per se keine Kausalität in eine bestimmte Richtung begründet. 
7 An der Debatte um eine „Ersparnisschwemme“ und damit einhergehende „säkulare Stagnation“ beteiligen 
sich z.B. mit Larry Summers auch der ehemalige Wirtschaftsberater von Ex-US-Präsident Obama oder 
jüngst etwa Carl Christian von Weizsäcker in der Zeit. Im Fall Deutschlands bildet der Unternehmenssektor 
seit 2002 Überschüsse, verzeichnet steigende Gewinne und investiert zeitgleich zu wenig (Borger 2018, 
vertieft bei Krämer & von Weizsäcker 2019).  

Fakt 1 
Unternehmensinvestitionen hängen stärker 

von Konjunkturaussichten, Absatzmärkten, 

qualifizierten Arbeitskräften, Infrastruktur 

und Rechtssicherheit ab, als von der 

Steuerbelastung auf Gewinne. 
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produktive Investitionen zu tätigen. Für letztere jedenfalls sind neben den erwähnten 

angebotsseitigen auch nachfrageseitige Faktoren entscheidend, also z.B. ein attraktiver 

Absatzmarkt und positive Konjunkturaussichten. Theoretische Modelle, die davon 

abstrahieren, blenden einen relevanten Teil der Wirklichkeit aus. 

Die empirische Forschungslage ist ebenfalls uneindeutig. Einen negativen Einfluss von 

hohen Unternehmenssteuern auf Investitionen sehen beispielsweise De Mooij & 

Ederveen (2003, 2008) oder Feld & Heckemayer (2011). Sie schätzen in Meta-Studien, 

dass eine Reduzierung der nominalen Unternehmenssteuer von einem Prozentpunkt die 

ausländischen Direktinvestitionen um ca. 2,5 Prozentpunkte erhöht8.  

Dagegen betonen Schratzenstaller (2011) und 

das Tax Justice Network (TJN 2015), dass der 

Steuerwettbewerb eher die Gewinn-

verschiebung als eine Verlagerung von 

Direktinvestitionen9 stimuliert. Gestärkt wird 

diese Sicht von Clausing (2016), die betont dass 

Finanzierungsentscheidungen von Firmen viel 

eher auf Steueränderungen reagieren als 

„tatsächliche ökonomische Entscheidungen“, 

also z.B. darüber wohin ein Standort mit Beschäftigten verlegt wird. Die 

Unternehmenssteuerexpertin verdeutlicht das mit einem Vergleich: Während 2011 

46,5% aller Auslandsgewinne von US-Unternehmen in Niedrigsteuerländern (<6,5% 

effektive Steuerbelastung) verbucht waren, waren dort nur 5% aller 

Auslandsbeschäftigten angesiedelt. Gleichzeitig findet sich unter den Top 10 der Länder 

mit den meisten Beschäftigten von multinationalen US-Firmen im Ausland kein 

Niedrigsteuerland. Für den Aufbau einer Produktion im Ausland sind nach einer Studie 

des Fraunhofer-Instituts für Systemtechnik und Innovationsforschung vor allem die 

dortige Markterschließung und  günstige Produktionsfaktoren ausschlaggebend. Steuern 

und Abgaben spielen eine deutlich untergeordnete Rolle (Kinkel et al. 2002). 

Es bleibt also festzuhalten, dass die Gewinnsteuerbelastung für 

Investitionsentscheidungen und Standortverlagerungen eine untergeordnete Rolle spielt.  

Was bringen Unternehmenssteuersenkungen?

Die meisten ÖkonomInnen werden darauf die Standardantwort geben: Es kommt drauf 

an. Zum Beispiel ist zu unterscheiden, ob es sich um eine kleine offene, oder eher eine 

8 Allerdings betonen sie auch, dass die optimale Steuerrate für OECD-Staaten damals bei 33% lag, also noch 
über der heutigen deutschen Steuerbelastung. Im Zuge des intensivierten Steuerwettbewerbs und 
vermehrter Gewinnverlagerungsmöglichkeiten von multinationalen Unternehmen (MNE) dürfte letztere 
heute allerdings niedriger sein, weil sich die Ausweichmöglichkeiten in ähnlich entwickelte Staaten mit 
niedrigeren Steuersätzen erhöht haben. Optimal ist die Steuerrate in dem Sinne, dass die Steuereinnahmen 
an der Spitze einer Laffer-Kurve maximiert werden. Diese Kurve nimmt in der Theorie an, dass 
Steuereinnahmen mit zunehmendem Steuersatz steigen, aber aufgrund von Ausweichreaktionen (z.B. 
Steuervermeidung) an einem bestimmten Punkt wieder sinken. 
9 Zusätzlich ergeben sich Schwierigkeiten bei der Messung, weil ein Teil der „ausländischen“ 
Direktinvestitionen gar nicht wirklich aus dem Ausland stammen. Beim sogenannten „round tripping“ 
verschieben inländische InvestorInnen ihr Kapital zunächst – ggf. verschleiert über weitere Jurisdiktionen 
– in eine Steueroase (z.B. Hong Kong für China, die Kaimaninseln für die USA oder Luxemburg für 
Deutschland), um es dann steuerbegünstigt wieder als „ausländische Direktinvestition“ ins Land zu bringen. 
Einem Bericht des IWF zufolge betrifft das fast 40% der Direktinvestitionen (Damgaard et al. 2019). 

Fakt 2 
Anstelle von Realinvestitionen mit 

Beschäftigungseffekten, ziehen 

sehr niedrige Steuersätze vor 

allem Gewinnverschiebung u.ä. 

Buchungstricks an. 
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große Volkswirtschaft mit starker Binnenwirtschaft handelt. Auch der Entwicklungsstand 

spielt eine Rolle.   

Zunächst lässt sich auf der Makroebene die Korrelation beobachten, dass die letzten 

Jahrzehnte stark sinkender nominaler und effektiver Unternehmenssteuern in den 

entwickelten Industriestaaten der OECD nicht mit einer erhöhten privaten 

Investitionsneigung einhergingen (Abbildung 1). 

Abbildung 1 Unternehmenssteuersätze und Investitionen, 2000-2017, 

 ungewichteter OECD-Durchschnitt (Quelle: OECD) 

Einige empirische Studien zeigen zudem, dass die Auswirkungen von Steuersenkungen 

auf die Investitionstätigkeit von Unternehmen eher gering sind (Saez et al. 2012). 

Auch für die wichtigste Steuerreform der letzten 

Jahre wurde erwartet, dass die Effekte auf 

Investitionen und Wachstum gering sein würden 

(Kompolsek et al. 2018, siehe auch Mythos 20: 

„Nach der US-Steuerreform ist Deutschland nicht 

mehr wettbewerbsfähig“). Und so kam es dann 

auch: Die Steuersenkungen für Unternehmen in den 

USA haben vorläufigen Ergebnissen zufolge 

tatsächlich kaum einen Effekt auf Investitionen, Wachstum, Beschäftigung oder Löhne 

gehabt (Gravelle/Marples 2019). Stattdessen flossen sie überwiegend in die Taschen 

derjenigen, die Unternehmen(santeile) besitzen, z.B. durch groß angelegte 

Aktienrückkaufprogramme. So summierten sich die angekündigten Aktienrückkäufe auf 

rund 1 Billion US-Dollar, während Beschäftigte lediglich rund 4,4 Mrd. US-Dollar an Boni 

erhielten (ebd.). Der Ausfall bei den Unternehmenssteuern wird auf 105 Mrd. US-Dollar 

im Fiskaljahr 2018 geschätzt, was bei Staatsausgaben von 4,1 Billionen US-Dollar einem 

Anteil von 2,6% entspricht. Gemessen am US-Haushaltsdefizit von 779 Mrd. US-Dollar 

tragen die Unternehmenssteuermindereinnahmen rund 13,5% bei. Somit verschärfte die 

Fakt 3 
Trumps Unternehmenssteuer-

senkung hatte bisher keine 

messbaren positiven Effekte auf 

Investitionen, Wachstum oder 

Löhne.
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US-Unternehmenssteuerreform die Ungleichheit und erhöhte dabei das Defizit im 

Staatshaushalt (ebd., sowie Clausing 2019).  

Ähnliche Auswirkungen wären auch für 

Deutschland zu erwarten. Steuergeschenke an 

Unternehmen entlasten die Wohlhabenden: Einer 

Antwort des Bundesfinanzministeriums auf eine 

Anfrage der FDP-Fraktion zufolge würde eine 

Senkung der Körperschaftsteuer um 5 

Prozentpunkte vor allem dem reichsten 

Einkommensdezil zugute kommen (Deutscher 

Bundestag, Drucksache 19/6308). Die wohlhabendsten 10% könnten sich über 15,95 

Mrd. Euro freuen und würden damit 92,9% der Entlastung einstreichen.  

Wie hoch ist die aktuelle Steuerlast für Unternehmen? 

 Deutschland hat zwar einen überdurchschnittlichen nominalen Steuersatz. Dieser 

berücksichtigt jedoch nicht, dass bei Nutzung von Steuersubventionen und 

innerdeutschen Gewerbesteueroasen die Steuerlast deutlich geringer ausfällt. 

Insbesondere mobile multinationale Unternehmen nutzen diese Möglichkeit. Schaut man 

auf die nominelle Gesamtbelastung nach der Besteuerung von Gewinnausschüttungen, 

liegt Deutschland im oberen europäischen Mittelfeld. 

Abbildung 2 bietet einen Überblick über die nominalen Unternehmenssteuersätze im 

internationalen Vergleich. Aufgrund moderater Anhebungen der Gewerbesteuer in 

einigen Gemeinden ist die durchschnittliche nominelle Belastung in Deutschland seit der 

Unternehmenssteuerreform 2008 geringfügig angestiegen. Unter den aufgeführten 33 

Staaten liegt Deutschland mit einem nominalen Steuersatz von 29,9% nahe der Spitze an 

vierter Stelle (innerhalb der EU an dritter Stelle). Da Frankreich eine Steuersenkung 

angekündigt hat, dürfte sich Deutschland bei vergleichbar entwickelten Industriestaaten 

bald an zweiter Stelle hinter Japan befinden.  

Auf der siebten Position befindet sich Deutschland (bzw. innerhalb der EU an fünfter 

Stelle), wenn zu den Unternehmenssteuern auch die Steuern auf die ausgeschütteten 

Gewinne hinzugerechnet werden (Abbildung 3). Interessanterweise liegt die 

Gesamtbelastung in Kanada und der Schweiz bei Hinzurechnung der 

Gewinnausschüttung über der deutschen Gesamtbelastung, jene von Irland liegt nur 

wenig darunter.   

Fakt 4 
Eine Senkung der Körperschaft-

steuer käme zu rund 93% den 

reichsten 10% der Einkommens-

bezieherInnen zugute. 
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Abbildung 2 Nominale Unternehmenssteuersätze 2018 (Quelle: BMF) 
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Abbildung 3 Maximale Besteuerung (nominal) auf Unternehmens- und 

Anteilseignerebene bei Vollausschüttung, 2018 (Quelle: BMF) 
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überdurchschnittliche Belastung auf (Spengel et al. 2018): Unter Berücksichtigung von 

bis 2020 angekündigten Steuerreformen liegt es mit 28,2% an vierter Stelle hinter Malta, 

Spanien und Belgien. Der EU-Durchschnitt von 19,9% wird um gut 8 Prozentpunkte 

überschritten.  

An diesen effektiven Durchschnittsteuersätzen gibt es allerdings begründete Kritik (vgl. 

Schratzenstaller 2003): So gibt es eine Vielzahl von Studien, deren Berechnung zum Teil 

stark voneinander abweichen. Das liegt daran, dass die EATR-Analysen viele Annahmen 

unter Unsicherheit treffen müssen, etwa zur Vorsteuerrendite der untersuchten 

Investitionsobjekte, zur Inflation und zum Marktzins. Sie betrachten nicht die tatsächliche 

Gesamtsteuerlast der Unternehmen, die erheblich von fiktiv berechneten 

Steuerzahlungen im Modell abweichen kann. Neben den steuerlichen Vorschriften hat 

nicht zuletzt die Durchsetzungsfähigkeit der Finanzbehörden einen Einfluss auf die 

tatsächliche Steuerlast.  

Geeigneter als der nominale Steuertarif oder fiktive Modellberechnungen kann im Sinne 

der Fragestellung nach der Steuerbelastung von Unternehmen daher die effektive 

tatsächliche Steuerbelastung sein.  Sie zeigt an, wie 

viel Steuern von den Unternehmen tatsächlich 

entrichtet werden. Die EU-Kommission errechnet 

diese effektive Belastung von Kapital- und 

Unternehmenseinkommen an Hand so genannter 

„impliziter Steuersätze“, in denen die tatsächlich 

entrichteten Steuern den tatsächlichen 

besteuerbaren Einnahmen gegenübergestellt 

werden10 (EC 2019).  

Abbildung 4 verdeutlicht, dass Deutschland mit einem impliziten Steuersatz von 19,5 

Prozent knapp unter dem EU-Durchschnitt von 20,0 Prozent (EU-15: 23,1%) liegt und im 

Ranking einen mittleren Platz bei der Höhe der steuerlichen Belastung einnimmt. 

Innerhalb der EU-15 weisen nur Griechenland, Spanien, Irland und Luxemburg niedrigere 

implizite Steuersätze auf Kapital- und Unternehmenseinkommen auf.  

Schaut man ausschließlich auf multinationale Unternehmen, liegt ihre tatsächlich 

gezahlte Steuerbelastung oftmals noch niedriger. Mithilfe von Jahresabschlüssen und 

Unternehmensdatenbanken hat Janský (2019) solche effektiven Steuerzahlungen für 

zahlreiche EU-Länder berechnet11. Wie Abbildung 5 zeigt, liegt der effektive Steuersatz 

auf Gewinne in Deutschland bei 19,6%, also sehr nah am von der EU für Unternehmen in 

Deutschland kalkulierten „impliziten Steuersatz“, aber gut 10 Prozentpunkte unter der 

10 Steuern auf das Vermögen und den Kapitalstock werden hier nicht berücksichtigt. Die EU-Kommission 
berechnet auch implizite Steuersätze auf Kapital insgesamt. Auch hier liegt Deutschland mit 26,1% im 
Mittelfeld der EU-Staaten. 
11 Die Schätzungen sind aufgrund der schwierigen Datenlage nicht perfekt, aber die derzeit bestmöglichen. 
Die Effektivsteuersätze werden aus dem Steueraufwand zum Vorsteuergewinn berechnet. Bräutigam et al. 
(2019) weisen daher darauf hin, dass sich die großen Abweichungen vom nominalen Steuersatz auch 
daraus ergeben, dass sich Handelsbilanz und Steuerbemessungsgrundlage erheblich unterscheiden, weil 
insbesondere Dividendenzahlungen von Tochter- an Muttergesellschaften steuerfrei sind und es eine 
Vielzahl legitimer Steuersubventionen etwa für F&E gäbe.  Die Länder mit der höchsten Differenz seien 
Standorte für Holdinggesellschaften und daher besonders betroffen. Die Kritik ist teilweise berechtigt, 
allerdings bleibt es eine politisch-normative Frage, ob die Niedrigbesteuerung von Lizenzeinnahmen „völlig 
legitim“ ist oder ob Begünstigungen zum Anziehen von Konzernholdings gewährt werden sollten. 

Fakt 5 
Gemessen am impliziten 

Steuersatz auf Kapital- und 

Unternehmenseinkommen 

liegt Deutschland innerhalb 

der EU im Mittelfeld. 
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nominalen Belastung. In vielen Ländern werden darüber hinaus Unternehmen effektiv 

umso weniger stark besteuert, je größer sie sind (ebd.).  

Abbildung 4 Implizite Steuersätze auf Kapital- und Unternehmenseinkommen  201712

(Quelle: Europäische Kommission)

12 Der implizite Steuersatz ist hier definiert als das Verhältnis von Einnahmen aus Einkommens- und 
Gewinnsteuern auf Kapital- und Unternehmenseinkommen von Unternehmen, zu allen steuerpflichtigen 
Kapital- und Unternehmenseinkommen. Allerdings sind im Nenner alle Dividenden abgezogen, sodass 
dafür also die Summe der Nettobetriebsüberschüsse und der Vermögenseinkommensbilanz (ohne 
Dividenden) zugrunde gelegt wird. Der Grund für die Nichtberücksichtigung der Dividenden ist, dass es 
oftmals Steuerbefreiungen für erhaltene Dividenden gibt, vor allem aufgrund der EU-Mutter-Tochter-
Richtlinie, und dass gezahlte Dividenden nicht steuerlich abzugsfähig sind (EC 2019, S. 35). In der 
„traditionellen“ Version des impliziten Steuersatzes (mit Dividenden im Nenner) hat Deutschland einen 
niedrigeren Wert (16,8%) und liegt unverändert im Mittelfeld des Rankings. 
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Abbildung 5 Nominale vs. effektive Steuerbelastung von multinationalen Unternehmen, 

2011-2015 (Quelle: Janský 2019) 

Beitrag der Unternehmen zum Gemeinwesen  

Um die Höhe der Unternehmensteuer zu beurteilen, sollte nicht nur die effektive 

Steuerbelastung betrachtet werden, sondern auch der Beitrag der Unternehmenssteuern 

an den öffentlichen Haushalten in Deutschland. So fühlt sich z.B. der Bundesverband der 

Deutschen Industrie bemüßigt, auf den von Unternehmen erbrachten „erheblichen 

Beitrag zum Steueraufkommen“ hinzuweisen (BDI 2018, S. 7). Mit fragwürdigen Grafiken 

wird unter der Überschrift „Steuersatzsenkung führt zu Mehraufkommen“ versucht, die 
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Steuersenkung von 2008 als Grund für danach steigende Steuereinnahmen hinzustellen13. 

Damit soll wohl der Mythos aufgewärmt werden, Steuersenkungen würden sich selbst 

finanzieren, der lange widerlegt ist.  Dabei wird ausgeblendet, dass Korrelationen nicht 

notwendigerweise Kausalitäten begründen und die höheren Einnahmen aus der 

Körperschaftsteuer vor allem auf gute Konjunktur und sprudelnde Gewinne 

zurückzuführen sind. 

Dagegen verdeutlicht Abbildung 6 auf der Grundlage von Daten der Organisation für 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) eindrucksvoll, welch – im 

internationalen Vergleich – geringen relativen Beitrag deutsche Kapitalgesellschaften 

gemessen am Bruttoinlandprodukt (BIP) leisten. Von allen OECD-Staaten, für die Daten 

zur Verfügung stehen,  nimmt Deutschland 2017 beim Beitrag der Unternehmenssteuern 

von Kapitalgesellschaften einen Platz im letzten Drittel ein14.  

Abbildung 6 Anteil des Steueraufkommens von Körperschaften am 

Bruttoinlandsprodukt in OECD-Staaten, 201715 (Quelle: OECD) 

13 Dazu kommt im BDI-Positionspapier noch eine weitere Grafik, die sogar schlicht falsch ist (BDI 2018, S. 
8): Als Begründung für die Behauptung, es gäbe keinen Steuerwettlauf nach unten, werden die 
durchschnittlichen Anteile sämtlicher Unternehmenssteuern am BIP in der OECD abgebildet. Dabei wird 
fälschlicherweise behauptet, dies sei der Anteil der Körperschaftsteuer. Enthalten sind in den OECD-Zahlen 
aber auch die Gewerbesteuer und ähnliche Steuern in anderen Ländern. 
14 Allerdings muss bei diesem Vergleich einschränkend angemerkt werden, dass die 
Einkommensteuerzahlungen von Personengesellschaften in der OECD-Statistik unzureichend abgebildet 
sind. Da andere Länder einen niedrigeren Anteil von Unternehmen dieser Rechtsform aufweisen, erklärt 
sich ein Teil der höheren Werte für andere Staaten. 
15 Alle relevanten Größen - also auch z. B. einschließlich der für Deutschland im Umfang bedeutsamen 
Gewerbesteuer – sind in den Berechnungen der ‚Revenue Statistics’ enthalten (Annex A4, OECD 2018). Sie 
werden als Position 1200 ‚Taxes on corporate income’ berichtet. 
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2,0%  am BIP trugen die Unternehmen im Jahr 

2017 zum deutschen Steueraufkommen bei – 

wesentlich weniger als der OECD-Schnitt von 

3,0%. In Frankreich waren es immerhin 2,4%, in 

Großbritannien lag der Anteil bei 2,8%  und in der 

Schweiz mit 3,3% mehr als die Hälfte darüber. 

Überschlägig berechnet entspricht die Differenz 

von Deutschland zum OECD-Durchschnitt 

Mindereinnahmen von rund 30 Mrd. Euro.  

Die Frage der Inzidenz von Unternehmenssteuern  

FinanzwissenschaftlerInnen beschäftigen sich auch mit der Frage, wer am Ende 

tatsächlich die Kosten einer Steuer zu tragen hat. Diese sogenannte „Inzidenz“ kann sich 

ökonomisch von der nominellen Inzidenz unterscheiden: Ein Unternehmen gibt je nach 

Intensität des Wettbewerbs z.B. langfristig den weit überwiegenden Teil der 

Mehrwertsteuer an die VerbraucherInnen weiter, die höhere Preise zahlen müssen. 

Ähnlich kann es sich bei Unternehmenssteuern verhalten, die zum Teil an die 

Beschäftigten in Form niedrigerer Löhne „weitergegeben“ werden.  

Die Inzidenz der Unternehmenssteuern ist wiederum wissenschaftlich umstritten. Zuletzt 

wurde häufig eine Studie von Fuest et al. (2018) angeführt, die anhand einer Analyse von 

Änderungen der deutschen Gewerbesteuer berechnet, dass rund die Hälfte der Steuer auf 

die Beschäftigten überwälzt wird. Auf dieser Basis Forderungen nach einer 

Steuersenkung zu stellen, greift aber wiederum zu kurz. Zunächst ist anzumerken, dass 

eine vergleichbare Studie eine wesentlich geringere Überwälzung auf die Beschäftigten 

von lediglich 19-28% schätzt (Dwenger et al. 2017). 

Außerdem lassen sich aus der erstgenannten Untersuchung auch andere Ergebnisse 

herausstreichen: So finden die Autoren z.B., dass Frauen, Geringqualifizierte und Jüngere, 

also schwächere Gruppen am Arbeitsmarkt, stärker betroffen sind. Weiterhin zeigen sie, 

dass die Überwälzung größer ist, wenn es Tarifvereinbarungen auf Betriebsebene statt 

auf Branchenebene gibt, und wenn insb. mittelständische Firmen eine starke 

Verhandlungsmacht auf dem lokalen Arbeitsmarkt haben. Das spricht eher dafür, die 

Organisation der Lohnabhängigen und damit gewerkschaftliche Verhandlungsmacht zu 

stärken, anstatt auf die Weitergabe einer Steuersenkung an die Beschäftigten zu hoffen. 

Dies gilt insbesondere da die Untersuchung Steuererhöhungen zum Gegenstand hatte, 

und der umgekehrte Effekt einer Steuersenkung sehr unsicher ist. 

Unternehmenssteuerreformen der letzten Jahrzehnte  

Auch in Deutschland kam es in den letzten drei Jahrzehnten zu zahlreichen 

Unternehmenssteuerreformen, die nur eine Stoßrichtung kannten: Entlastung. Am 

Beginn stand die große Steuerreform der Regierung Kohl von 1985, die in drei Schritten 

1986, 1988 und 1990 die Tarife senkte, dabei aber im Unterschied zu anderen Ländern 

nicht die Bemessungsgrundlage verbreiterte (Grözinger 2006). Trotz der hohen 

Steuersätze lag damit die Steuerbelastung von Unternehmen in Deutschland schon in den 

1990er-Jahren nicht über dem OECD-Durchschnitt. 

Fakt 6 
Nur 2,0% am BIP trugen Kapital-

gesellschaften im Jahr 2017 zum 

deutschen Steueraufkommen bei 

– wesentlich weniger als der 

OECD-Schnitt von 3,0%. 
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2001 senkte die rot-grüne Bundesregierung den 

Körperschaftsteuersatz (die Einkommensteuer der 

Kapitalgesellschaften) auf einheitlich 25 Prozent. Bis 

dahin lag der Satz bei 30 Prozent für Gewinne, die 

den Anteilseignern ausgezahlt wurden, und bei 40 

Prozent für die nicht ausgeschütteten Gewinne. 

Inklusive 13 Prozent Gewerbesteuer sank der 

nominelle Tarif der Unternehmensbesteuerung 

dadurch von 51,6 auf 38,6 Prozent. Zudem wurden 

Gewinne aus der Veräußerung von Beteiligungen an anderen Kapitalgesellschaften 

steuerfrei gestellt. Dadurch wurde der Weg frei gemacht für die Auflösung der 

traditionellen Kapitalverflechtungen zwischen den deutschen Banken, Versicherungen 

und Industriekonzernen. Durch Erstattungen früher gezahlter höherer Steuern bei 

Gewinnausschüttungen brachen die Einnahmen aus der Körperschaftsteuer 2001 völlig 

zusammen.  

Schließlich beinhaltete die Steuerreform 2008 eine weitere Senkung des 

Körperschaftsteuertarifs von 25 Prozent auf 15 Prozent, was den nominalen Gesamttarif 

für Unternehmen von 38,6 % auf 29,8 % senkte, während es gleichzeitig zu einer 

Entlastung von Personengesellschaften kam. Durch Verbreiterung der 

Bemessungsgrundlage wurden diese Senkungen nur zum Teil ausgeglichen.  

Insgesamt entlasteten allein die Unternehmenssteuerreformen seit 2001 die deutschen 

Unternehmen allein im ersten Jahrzehnt  um etwa 22 Mrd. Euro, wobei die Steuerreform 

von 2001 den Unternehmen jährlich 14 Mrd. (Truger 2009), die Steuerreform 2008 5 

Mrd. (Sachverständigenrat 2008) und das Bürgerentlastungsgesetz nach der Finanzkrise 

nochmals drei Mrd. Euro Steuerverlust gebracht hat (Manager Magazin 2009). 

Fazit

Unternehmenssteuern erfüllen wichtige Aufgaben16. Sie stellen Steuereinnahmen zur 

Finanzierung öffentlicher Güter wie Bildung, Infrastruktur oder Sicherheit bereit. Sie 

halten das Steuersystem zusammen, denn niedrige Unternehmenssteuern machen 

Körperschaften zu Steuersparmodellen für Wohlhabende. Weiterhin sind 

Unternehmenssteuern wichtig, um leistungslos erworbene ökonomische Renten und 

monopolistische Gewinneinkommen abzuschöpfen. Sie erhöhen zudem Transparenz und 

Verantwortung der Firmen (siehe auch Mythos 21: „Steuertransparenz schadet der 

heimischen Wirtschaft“). Zuletzt haben Unternehmenssteuersenkungen schädliche 

Auswirkungen auf andere Länder, deren Steuersubstrat abgezogen wird. Dies ist 

besonders gravierend für Länder des Globalen Südens, die stärker von 

Unternehmenssteuern abhängig sind.  

Die Diskussion der Forschungslage offenbart, dass Deutschland bei Berücksichtigung der 

impliziten Steuerlast kein Hochsteuerland für Unternehmen ist, und mit dem weltweiten 

Trend seit Jahrzehnten Unternehmen entlastet. Um diesen Trend zu stoppen, zielen 

Initiativen wie die OECD-Initiative gegen Gewinnverlagerung und Erosion der 

16 Ein hervorragender Bericht des Tax Justice Network führt mit einer Vielzahl von Quellen 10 Gründe auf,  
Unternehmenssteuern zu verteidigen und ist sehr zur Lektüre empfohlen (TJN 2015). 

Fakt 7 
Seit den 1980er Jahren 

wurden Unternehmen im Zuge 

verschiedener Steuerreformen 

in Deutschland stetig 

entlastet. 

https://steuermythen.de/mythen/mythos-21//
https://steuermythen.de/mythen/mythos-21//
https://steuermythen.de/mythen/mythos-21//
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Unternehmenssteuer-Bemessungsgrundlage (BEPS) sowie die jüngst beschlossene 

globale Mindestbesteuerung von Unternehmen in die richtige Richtung (Becker/Englisch 

2019). Die Auswirkungen von Unternehmenssteuersenkungen auf die Investitionen sind 

zudem fragwürdig, und auch eine konjunkturelle Belebung in einer Wirtschaftskrise ist 

davon nicht zu erwarten. Dazu kommen die regressive Umverteilungswirkung, der 

Wegfall von Steuereinnahmen für wichtige öffentliche Investitionen und die Bedeutung 

von Unternehmenssteuern für das gesamte Steuersystem. Daher ist eine Steuersenkung 

wenig zielführend.  
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